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Kleine Anfrage 1076 
der Abgeordneten Daniel Freiherr von Lützow (AfD-Fraktion) und Norbert Rescher (AfD-
Fraktion) 

an die Landesregierung 

Vorbereitung eines möglichen Dual-Use- und Militärmobilitätsprojekts im Raum 
Schwedt/Oder 

Die Europäische Union misst der militärischen Mobilität seit dem russischen Angriff auf die 
Ukraine im Februar 2022 eine deutlich gewachsene Bedeutung bei. Die Europäische Kom-
mission beschreibt militärische Mobilität als die Fähigkeit, Truppen, militärische Ausrüstung 
und Versorgungsgüter schnell von einem Ort zu einem anderen zu bewegen; wirksame mi-
litärische Mobilität setzt nach ihrer Darstellung geeignete physische Infrastruktur, passende 
Transportmittel sowie effiziente Regeln und Verfahren voraus. Das Military Mobility Package 
2025 zielt darauf, die schnelle, koordinierte und sichere Bewegung militärischen Personals 
und militärischer Ausrüstung innerhalb der Europäischen Union zu erleichtern. Dies betrifft 
nicht nur rein militärische Strukturen, sondern auch Verkehrswege und Verkehrsknoten, die 
zivil und militärisch genutzt werden können. Die Kommission verweist in diesem Zusam-
menhang unter anderem auf Engpässe bei Infrastruktur, auf Brücken, Tunnel, Häfen und 
Flughäfen sowie auf die Resilienz sogenannter Dual-Use-Infrastruktur.  

Nach Angaben der Europäischen Kommission wurde unter der Connecting Europe Facility 
für die Jahre 2021 bis 2027 erstmals ein eigener Militärmobilitätstitel in Höhe von rund 1,69 
Milliarden Euro eingerichtet. Aus diesem Budget wurden 95 Dual-Use-Verkehrsinfrastruk-
turprojekte in 21 Mitgliedstaaten gefördert. Für die nächste Finanzperiode ab 2028 schlägt 
die Kommission vor, den Militärmobilitätstitel im Rahmen der künftigen Connecting Europe 
Facility auf 17,65 Milliarden Euro und damit auf etwa das Zehnfache des bisherigen Um-
fangs zu erhöhen.   

Mit der überarbeiteten TEN-V-Verordnung und dem Military Mobility Package 2025 entsteht 
damit ein neuer europäischer Planungs- und Förderrahmen, der auch für grenznahe Indust-
rie-, Hafen- und Logistikstandorte Bedeutung gewinnen kann. Artikel 48 der TEN-V-Verord-
nung sieht vor, dass die Mitgliedstaaten bei Bau oder Ausbau einschlägiger Verkehrsinfra-
struktur prüfen, ob über die allgemeinen Anforderungen hinausgegangen werden muss, um 
Gewicht, Größe oder Maßstab militärischer Transporte von Truppen und Material berück-
sichtigen zu können.  
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Der Raum Schwedt/Oder ist durch seine Lage an der deutsch-polnischen Grenze, seine 
Bedeutung als Industrie- und Hafenstandort, den Raffineriestandort, die vorhandenen und 
geplanten Schienen- und Hafenanbindungen sowie durch die Diskussion um die B166-Orts-
umgehung einschließlich Grenzbrücke von besonderem infrastrukturellen Interesse. In einer 
bereits vorliegenden Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 949 erklärt die Landesregierung, 
dass zur Bewertung des verkehrlichen Bedarfs der B166-Ortsumgehung Schwedt weitere 
Untersuchungen im Rahmen der Aufstellung des neuen Bundesverkehrswegeplans erfor-
derlich seien. Zugleich teilte die Landesregierung mit, das Land strebe an, dass das Vorha-
ben „B166 Ortsumgehung Schwedt (inkl. Grenzbrücke)“ im Aufstellungsverfahren des 
nächsten Bundesverkehrswegeplans unter Würdigung aktueller und zukünftiger Randbe-
dingungen berücksichtigt werde.  

Parallel dazu ist eine weitere Kleine Anfrage (Drucksache 8/2792) zur verkehrlichen Anbin-
dung des Industriestandortes Schwedt/Oder, zur Hafenentwicklung, zum Industriegleis, zur 
grenzüberschreitenden Anbindung und zur Einbindung in den Zukunftsraum Berlin-Szcze-
cin anhängig. Diese Anfrage behandelt bereits die allgemeinen verkehrlichen, wirtschaftli-
chen und planerischen Aspekte des Standortes.  

Die vorliegende Anfrage konzentriert sich deshalb ergänzend auf die Frage, ob die Landes-
regierung den Raum Schwedt/Oder auch unter dem besonderen Gesichtspunkt der militä-
rischen Mobilität, der Resilienz und möglicher Dual-Use-Förderung betrachtet. Ziel ist nicht, 
eine abschließende Bewertung einzelner Trassen oder Bauvorhaben vorwegzunehmen. 
Ziel ist vielmehr zu klären, ob das Land Brandenburg die absehbar wachsenden europäi-
schen Fördermöglichkeiten frühzeitig prüft, fachliche Vorarbeiten bündelt, vorhandene Pla-
nungsansätze – insbesondere zur B166-Ortsumgehung einschließlich Grenzbrücke sowie 
zur Hafen- und Schienenanbindung – systematisch auswertet und sich gegenüber dem 
Bund dafür einsetzt, dass ein mögliches Gesamtprojekt im Raum Schwedt/Oder bei künfti-
gen Förder- und Priorisierungsentscheidungen im Bereich der militärischen Mobilität be-
rücksichtigt werden kann.   

Wir fragen die Landesregierung: 

1. Welche öffentlich darstellbaren fachlichen Kriterien legt die Landesregierung derzeit 
zugrunde, um die mögliche Dual-Use- bzw. Militärmobilitätsrelevanz von Verkehrsinf-
rastruktur im Raum Schwedt/Oder zu bewerten?  

2. Prüft die Landesregierung den Raum Schwedt/Oder derzeit als möglichen Standort 
oder Bestandteil eines Dual-Use- bzw. Militärmobilitätsprojekts im Sinne europäischer 
oder bundesbezogener Förder- und Planungsansätze?  

3. Falls ja: Welche Verkehrsträger, Anlagen oder Knotenpunkte werden dabei betrachtet, 
insbesondere Straßenverbindungen, Oderquerungen, Hafen Schwedt, Industriegleis, 
Schienenanbindung, Wasserstraße, Industrieflächen und logistische Umschlag-
punkte?  

4. Falls nein: Aus welchen fachlichen Gründen wurde eine solche Prüfung bislang nicht 
eingeleitet?  
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5. Welche Bedeutung misst die Landesregierung dem Raum Schwedt/Oder unter den 
Gesichtspunkten Resilienz, Versorgungssicherheit, grenzüberschreitende Logistik, 
Verteidigungsfähigkeit und Katastrophen- bzw. Krisenvorsorge bei?  

6. Sieht die Landesregierung öffentlich darstellbare Engpässe, Schwachstellen oder feh-
lende Verbindungen im Raum Schwedt/Oder, die für zivile Logistik und militärische 
Mobilität gleichermaßen relevant sein können?  

7. In welcher Weise wird die bestehende Grenzquerung im Zuge der B166 Schwedt–
Krajnik Dolny in Überlegungen zu Belastbarkeit, Ausweichfähigkeit, Störanfälligkeit, 
Schwerlasttauglichkeit und grenzüberschreitender Erreichbarkeit einbezogen?  

8. Hält die Landesregierung es für fachlich sachgerecht, eine mögliche neue Oderque-
rung im Raum Schwedt/Oder nicht isoliert, sondern zusammen mit Hafen, Industrieg-
leis, Industrie- und Gewerbeflächen, Schienenanbindung, Straßenanbindung und 
grenzüberschreitender Logistik als mögliches Gesamtlogistikprojekt zu betrachten?  

9. Welche öffentlich darstellbaren Anknüpfungspunkte sieht die Landesregierung an die 
TEN-V-Verordnung, an das EU-Militärmobilitätspaket 2025, an den Military Mobility 
Pledge 2024 oder an spätere EU-Förderkulissen für eine vertiefte Prüfung des Rau-
mes Schwedt/Oder? 

10. Wie bewertet die Landesregierung die von der Europäischen Kommission vorgeschla-
gene deutliche Aufstockung der Mittel für militärische Mobilität unter der Connecting 
Europe Facility ab 2028 im Hinblick auf mögliche Infrastrukturvorhaben in Branden-
burg?  

11. Beabsichtigt die Landesregierung, gegenüber dem Bund darauf hinzuwirken, dass der 
Raum Schwedt/Oder bei der Vorbereitung künftiger deutscher Projektmeldungen für 
europäische Dual-Use- oder Militärmobilitätsförderung geprüft wird?  

12. Welche fachlichen Voraussetzungen müsste ein Projekt im Raum Schwedt/Oder aus 
Sicht der Landesregierung erfüllen, damit es gegenüber dem Bund als Dual-use- bzw. 
militärisch mobilitätsrelevant eingeordnet und für eine spätere Förderung vorbereitet 
werden kann?  

13. Welche Gespräche hat die Landesregierung seit 2024 mit dem Bund, nachgeordneten 
Bundesbehörden, polnischen Stellen, der Stadt Schwedt/Oder, dem Landkreis Ucker-
mark, Hafenakteuren, Bahn- oder Straßenbaulastträgern zu möglichen Dual-Use- oder 
Militärmobilitätsaspekten im Raum Schwedt/Oder geführt?  

14. Welche weiteren Gespräche oder Abstimmungen sind hierzu vorgesehen?  

15. Beabsichtigt die Landesregierung, vorhandene Vorarbeiten zur B166-Ortsumgehung 
Schwedt/Oder einschließlich Grenzbrücke, zur Hafenentwicklung, zum Industriegleis 
und zur sonstigen verkehrlichen Anbindung Schwedts daraufhin zu prüfen, ob sie für 
eine spätere Dual-Use- oder Militärmobilitätsbewertung nutzbar gemacht werden kön-
nen?  
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16. Welche vorbereitenden Untersuchungen wären aus Sicht der Landesregierung erfor-
derlich, um den Raum Schwedt/Oder für eine mögliche spätere Förderanmeldung 
fachlich zu untersetzen, insbesondere zu Netzbezug, Tragfähigkeit, Schwerlastfähig-
keit, Redundanz, Krisenfestigkeit, Kostenrahmen, Umweltfragen und grenzüberschrei-
tender Abstimmung?  

17. Sieht die Landesregierung Möglichkeiten, vorbereitende Untersuchungen oder Mach-
barkeitsstudien für ein mögliches Dual-Use-Gesamtprojekt im Raum Schwedt/Oder 
aus Landes-, Bundes- oder EU-Mitteln zu finanzieren?  

18. Wird sich die Landesregierung gegenüber dem Bund dafür einsetzen, dass bei künfti-
gen Priorisierungen im Raum Schwedt/Oder neben dem zivilen Nutzen auch Resilienz, 
Versorgungssicherheit, grenzüberschreitende Logistik, industrielle Bedeutung und mi-
litärische Mobilität berücksichtigt werden?  

19. Welchen Zeit- und Abstimmungsfahrplan hält die Landesregierung für realistisch, um 
rechtzeitig vor der nächsten maßgeblichen Bundes- oder EU-Förderphase eine belast-
bare fachliche Grundlage für ein mögliches Dual-Use- bzw. Militärmobilitätsprojekt im 
Raum Schwedt/Oder zu schaffen?  

20. Welche konkreten nächsten Schritte wird die Landesregierung unternehmen, um zu 
prüfen, ob der Raum Schwedt/Oder gegenüber dem Bund als möglicher Standort ei-
nes Dual-Use- und Militärmobilitätsprojekts eingebracht werden kann? 
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